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Die vorliegende Studie verfolgt nicht den Zweck, eine neue 
Untersuchung über die rechtliche Natur der Notverordnungen 
anzustellen. In dieser Richtung hat Paul Laband mit ge- 
wohnter Meisterschaft die dogmatische Grundlage geschaffen ^), 
welche durch spätere Arbeiten im einzelnen ausgebaut, aber 
nicht erschüttert worden ist. Ebensowenig besteht die Ab- 
sicht, eine eingehende Darstellung unseres Rechtsinstitutes 
vom Standpunkte eines positiven Verfassungsrechtes zu geben ^). 
Es sollen nur zwei Fragen herausgegriffen werden, welche in 
den letzten Jahren zu einer lebhaften wissenschaftlichen Dis- 
kussion geführt haben. Die eine betriflfl den geschichtlichen 
Ursprung der Notverordnung (I), die andere die besondere 
Gestaltung, welche das Notverordnungsrecht in jüngster Zeit 
in der österreichischen Staatspraxis erfahren hat (II). 

I. 

Ueber den geschichtlichen Ursprung der Notverordnungen 
sind in den letzten Jahren einige Abhandlungen veröffentlicht 
worden. Den Anfang machte Hatschek^), welcher die be- 
treffenden Bestimmungen der deutschen Verfassungen auf den 
Artikel 14 der französischen Charte von 1814 zurückführt und 
die letztere Vorschrift wieder aus einem Missverständnisse des 
englischen Verfassungsrechtes zu erklären versucht. Der be- 
zogene Artikel 14 lautet : Le roi est le chef supreme de T^tat, 
commande les forces de terre et de mer, d^clare la guerre . . . 
et fait les reglements et ordonnances n6cessaires pour Töxecu- 

1) „Das Staatsrecht des deutschen Reiches", 4. Aufl. Bd. 2, S. 83 ff. 255 ff. 

*) Zahlreiche Monographien und Aufsätze behandeln das preussische 
und das österreichische Notverordnungsrecht; s. die Literaturangaben bei 
Spiegel im „Oesterreichischen Staats Wörterbuch" 2. Aufl. Artikel „Notver- 
ordnungen". 

*) Hatschek, Der Ursprung der Notverordnung; ein Beitrag zur Re- 
zeptionsgeschichte des englischen Staatsrechts, Wien 1899. 

Abhandlaogen für Laband. I. 24 
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tion des lois et la süret6 de l'^tat. Dadurch habe der König 
ein unbedingtes Verordnungsrecht erhalten, eine Art von Dikta- 
turgewalt, falls die Sicherheit des Staates dies erheische. Die 
Verfasser des Artikels glaubten damit eine Bestimmung des 
englischen Rechtes, die Suspension der Habeas-Corpus-Akte, 
zu rezipieren, indem durch die Darstellung dieser Einrichtung 
in Blackstone's Kommentar das Missverständnis herbeige- 
führt worden sei. In Wirklichkeit kennt aber das englische 
Verfassungsrecht kein Notverordnungsrecht; vielmehr beruht 
auch die Suspension der Habeas-Corpus-Akte auf einem Parla- 
mentsbeschlusse. 

Die seit dem Jahre 1815 zustande gekommenen deutschen 
Verfassungen stehen nun unter dem Einfluss der französischen 
Charte und nehmen daher auch jene Vorschrift über das Ordon- 
nanzrecht des Monarchen in die Grundgesetze auf. Später 
findet sich jedoch die Beschränkung, dass derartige Verord- 
nungen dem Landtage nachträglich zur Genehmigung vorzu- 
legen sind. Auch diesen Grundsatz versucht Hatschek auf 
ein Missverständnis des englischen Rechtes zurückzuführen, 
indem die deutsche Staatsrechtstheorie die englische Indem- 
nity-bill als ein der Regierung erteiltes Absolutorium aufge- 
fasst und mit der Notverordnung in Verbindung gebracht hat. 

Friedmann findet in seiner Schrift^) »Geschichte und Struk- 
tur der Notstandsverordnungen« gleichfalls im Artikel 14 der 
französischen Charte die Quelle des deutschen Notverordnungs- 
rechtes. Er unterscheidet sich von Hatschek jedoch darin, 
dass er in dem genannten Artikel keine Diktaturgewalt, auch 
nicht das Recht der provisorischen Gesetzgebung eingeräumt 
findet, sondern nur die Befugnis des Königs, polizeiliche Mass- 
regeln zur Sicherheit des Staates zu treffen — m6sures de 
haute police. Die französische Ordonnanzwirtschaft, welche 
schliesslich zum Sturze des bourbonischen Königtums führte, 
müsse daher als ein Missbrauch des Artikels 14 bezeichnet 
werden. Es ist demnach auch unrichtig, dass derselbe auf 
ein Missverständnis des englischen Rechtes zurückzuführen 
sei, da er weder nach dem Wortlaute, noch nach der Inten- 
tion seiner Verfasser dem Könige eine Diktaturgewalt ein- 
räume. Wenn daher die deutschen Verfassungen aus der ersten 
Hälfte des XIX. Jahrhunderts unter dem Einflüsse des Ar- 

^) Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausgegeben von Stutz, Heft 5. 
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tikel 14 ein Notverordnungsrecht des Monarchen statuieren, 
so beruhe dies gleichfalls nur auf einem Missverständnisse der 
französischen Charte. 

An diesen Theorien von Hatschek und Friedmann hat 
nun Spiegel in seiner Abhandlung^) über den Ursprung der 
Notverordnungen eine durchaus zutreffende Kritik geübt. Er 
legt die Willkürlichkeit der aufgestellten Hypothesen über- 
zeugend dar, indem er den Wortlaut des Artikel 14 der Charte 
und der entsprechenden deutschen Verfassungsbestimmungen 
in Parallele stellt 2). Es wäre in der Tat höchst merkwürdig, 
dass das Institut der provisorischen Gesetze einer Rezeption 
des englisch-französischen Rechtes das Dasein verdanken sollte, 
obwohl weder das englische noch das französische Verfas- 
sungsrecht diese Einrichtung kennt. Auch macht Spiegel dar- 
auf aufmerksam, dass schon vor der angeblichen Einwirkung 
der französischen Charte einzelne deutsche Verfassungen das 
Notverordnungsrecht enthalten ^). Den historischen Ursprung 
dieser Einrichtung erblickt er im Gegensatze zu Hatschek und 
Friedmann in dem auf dem Boden der deutschen landstän- 
dischen Verfassungen anerkannten Rechte der Notbesteuerung. 
In Nachwirkung der Lehre vom jus eminens können aus- 
nahmsweise, auch ohne Zustimmung der Landstände, Steuern 
ausgeschrieben und Darlehen aufgenommen werden, falls ein 
Notstand z. B. der Ausbruch eines Krieges die Einberufung 
der Stände verhindert; in solchen Fällen muss nachträglich 
die Genehmigung des Landtages eingeholt werden. 

»Es lag gewiss nahe, bemerkt Spiegel, den Ausgleich, den 
man zwischen dem ständischen Steuerbewilligungsrechte auf 
der einen und den Anforderungen des Staates auf der andern 
Seite gefunden hatte, auf das Gesetzgebungsgebiet zu über- 
tragen, zumal man ja für die Steuerbewilligung und das Bud- 
get geradezu die Form des Gesetzes wählte. Dass flnanz- 
rechtliche Institutionen im Laufe der Zeit allgemeinere Be- 

^) Grünhuts Zeitschrift für das Privat- und öffentliche Recht der Ge- 
genwart Bd. 34, S. 497 ff. 

2) Selbst die Verfassungen von Württemberg (1819), Hessen (1820) und 
Baden (1818), welche in ihren Notverordnungsartikeln mit dem Art. 14 der 
Charte die meiste Verwandtschaft aufweisen, unterscheiden sich von letz- 
terem durch das Postulat der Dringlichkeit einer solchen Massregel. 

») Konstitution von Weimar-Bisenach v. J. 1809, Waldeckscher Land- 
vertrag von 1816; s. Spiegel a. a. 0. S. 515; vgl. unten S. 373, N. 1. 

24* 
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deutung erlangen, ist nichts auffallendes; der Vergleich un- 
seres heutigen Parlamentes mit den ständischen Landtagen 
bietet genug Parallelen« ^). Diese Lehre von Spiegel über den 
Ursprung der Notverordnung verdient zweifellos ernste Würdi- 
gung. Es kann ohne weiteres zugegeben werden, dass die 
Notbesteuerung für die Formulierung der in den deutschen 
Verfassungen enthaltenen Normen, betreffend die provisori- 
sche Gesetzgebung, von Einfluss gewesen ist. Ich glaube je- 
doch nicht, dass der historische Ursprung der Notverord- 
nungen ausschliesslich auf diese Parallele zurückgeführt wer- 
den kann. 

Die von Spiegel angeführten Verfassungsbestimmungen 
über das Notrecht auf dem Gebiete der Staatsfinanzen treten 
nämlich zu derselben Zeit hervor, in welcher auch das eigent- 
liche Notverordnungsrecht normiert wird, nämlich ungefähr um 
das Jahr 1820 2). Es ist daher keineswegs sicher, dass die eine 
Institution sich aus der anderen geschichtlich entwickelt hat. 
Dazu kommt, dass, mindestens in der älteren Zeit, die Be- 
willigung von Steuern und Staatsanlehen nicht in der Form 
von Gesetzen zustande kam, dass ferner hier der Gedanke 
einer mit Zustimmung der Stände bewirkten Einschränkung 
des Privateigentums massgebend gewesen ist. Wenn daher 
ausnahmsweise eine solche Belastung des Eigentums mit Ab- 
gaben, ohne vorherigen Konsens der Landstände, zugelassen 
wurde, so lag darin eher eine Ausübung des staatlichen Not- 



*) Interessant ist Spiegels Hinweis auf die österreichische Verfassungs- 
geschichte. Nach der absolutistischen Epoche von 1850 — 1860 verordnete der 
Kaiser mit Handschreiben vom 17. Juli 1860, dass künftig die Einführung 
neuer Steuern und andere finanzielle Massregeln nur mit Zustimmung des 
verstärkten Reichsrats erfolgen können; nur für den Fall einer Kriegsge- 
fahr behielt sich der Kaiser eine Ausnahme vor. Dieses Handschreiben 
war der Vorläufer der Verfassung vom Oktober 1860 und Februar 1861 ; die 
genannte Ausnahme gelangte in § 13 des Februar-Patentes in verallgemei- 
nerter Verfassung, in der Gestalt eines allgemeinen Notverordnungsrechtes 
zum Ausdruck. Allein mir scheint es, dass die sprunghafte Entwicklung 
des österreichischen Verfassungslebens kaum einen Typus für den geschicht- 
lichen Werdegang des Notverordnungsrechts abgeben kann. 

2) Ich finde in keiner der älteren deutschen Verfassungen bloss die 
Notbesteuerung anerkannt, zu welcher dann in späterer Entwicklung die 
Notgesetzgebung hinzutreten würde. In den von Spiegel angeführten 
Grundgesetzen von Baden, Braunschweig und Hessen (Grossherzogtum) 
sind beide Institute nebeneinander geregelt. 
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rechtes als ein Akt der Notgesetzgebung. Die Theorie vom 
dominium eminens war daher wohl geeignet, die Notbesteue* 
rung theoretisch zu rechtfertigen, musste aber völlig versagen, 
wenn es sich darum handelte, Rechtsverordnungen mit pro- 
visorischer Gesetzeskraft zu erlassen. Es ist daher wahrschein- 
lich, dass für diese Institution ein anderer staatsrechtlicher 
Gesichtspunkt eine Rolle gespielt hat. 

Diesen Gesichtspunkt finde ich angedeutet in der bekann- 
ten Schrift von Hermann Bischof »Das Notrecht der Staats- 
gewalt« 1860. Er bringt die provisorische Gesetzgebung der 
neuern Verfassungen mit einer Einrichtung des alten deut- 
schen Reiches in Zusammenhang, mit der kaiserlichen Macht- 
vollkommenheit, welche nach der Theorie und Praxis den 
Kaiser berechtigte unter bestimmten Voraussetzungen ein 
provisorisches Gesetz zu erlassen. Freilich hat Bischof diesen 
an sich richtigen Gedanken durch eine vollkommen verfehlte 
Ausführung derart kompromittiert, dass seine Lehre in der 
Folgezeit allseits abgelehnt wurde ^). In vollkommen unkri- 
tischer Weise vermischt er die verschiedensten Epochen des 
deutschen Staatsrechts; er erwähnt nicht einmal die für die 
Stellung des deutschen Reichstages überaus wichtige Vorschrift 
des westphälischen Friedensinstrumentes. Unter dem Namen 
des staatlichen Notrechtes vereinigt er ganz verschiedenartige 
Erscheinungen, wie die Expropriation, den Staatsstreich, die 

*) Hatschek S. 2, Fbiedmann S. 6, Spiegel S. 497. Das, was Hat- 
SCHEK als das schlagendste Gegenargument bezeichnet, hat Spiegel schon 
teilweise widerlegt, nämlich die Tatsache, dass die deutschen Verfassungen 
vor 1818, insbes. die Sachsen- Weimarsche und die Nassausche, welche von 
dem Einflüsse des Art. 14 der französischen Charte unberührt sind, von 
einem Notverordnungsrechte nichts wissen. Spiegel* hat 
ältere Konstitutionen zitiert, welche so etwas doch schon kennen; oben 
S. 371 Note 3. Allein Spiegel hat sich das entscheidende Gegen-Argu- 
ment entgehen lassen. Eine nähere Prüfung der von Hatschek zitierten 
Verfassungen ergibt nämlich, dass in ihnen dem Landesherrn ohne- 
hin ein alleiniges Gesetzgebungsrecht prinzipiell eingeräumt erscheint; 
die landständische Zustimmung wird nur für bestimmte Gebiete der Le- 
gislation gefordert. Nach dem Grundgesetze von Sachsen-Weimar vom 
5. Mai 1816. Art. 6 bedürfen nur Gesetze, welche die Landesverfassung, 
Eigentum und Freiheit der Staatsbürger betreffen, des ständischen Kon- 
senses; ebenso Art. 1 des Nassau'schen Verfassungspatentes vom 1. Sept. 
1814, bayerische Verfassung von 1818 VII, § 2. Also ist klar, dass ein drin- 
gendes Bedürfnis für die Anerkennung eines Notverordnungsrechtes in 
diesen Verfassungen gar nicht bestand. 
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Ausnahmsverfügung und die Notverordnung ^). Für alle diese 
Emanationen eines angeblichen Notrechtes versucht er Belege 
und Beispiele aus der Geschichte des deutschen Beichsstaats- 
rechtes^) zu sammeln, wobei es an einzelnen Missverständ- 
nissen natürlich nicht fehlt. So ist es denn erklärlich, dass 
die oben genannten Schriftsteller, welche sich mit dem histo- 
rischen Ursprünge der Notverordnung beschäftigt haben, gegen- 
über Bischof eine durchaus ablehnende Haltung einnehmen. 
So fragt Hatschek insbesondere: »Wie kam man überhaupt 
auf den Gedanken, dass das Notverordnungsrecht, dieses Mittel 
eines intermittierenden Konstitutionalismus — wie es auch 
einmal zutreffend bezeichnet worden ist — in irgend welchem 
Zusammenhang mit den alten ständischen Einrichtungen 
stehe?« Dieser Frage liegt jedoch ein Irrtum zugrunde. Aus 
den alten ständischen Einrichtungen leitet Bischof das Not- 
verordnungsrecht keineswegs ab, sondern aus dem deutschen 
Beichsstaatsrechte. Der deutsche Beichstag aber bietet im Ver- 
hältnis zum Kaiser — das wird hierbei völlig übersehen — 
eine bedeutende Aehnlichkeit mit einem modernen Parlamente. 
Im Gegensatze zu den Landständen, welche auf dem Gebiete 
der Gesetzgebung niemals als gleichberechtigter Faktor ange- 
sehen wurden, besitzt der deutsche Beichstag eine legislative 
Funktion fast in demselben Umfange wie die heutige Volks- 
vertretung. Ohne Beschluss der Beichsstände kann ein Ge- 

*) Und doch unterschieden schon manche Reichspublizisten, vor aUen 
Chr. Gottlob Biener in seinem Werke „Bestimmung der kaiserlichen 
Machtvollkommenheit in der deutschen Reichsregierung" 1780 klar die ent- 
schiedenen Fälle des Notrechtes. Hier heisst es in § 112: „Das Reich 
kann in Kollisionsfälle geraten, es ist Pflicht des Kaisers seinem Amte, 
Eide und Würde gemäss das Reich zu retten; allein es ist auch natürlich, 
dass die Reichsgesetzgebung schweigen und aUe Rettungsmittel in der 
kaiserlichen Machtvollkommenheit gesucht werden müssen, und diese allein 
zeigt sich hier zur Rettung des Reiches wirksam. Es sind zwei Möglich- 
keiten das Reich aus Kollisionsfällen zu retten. Zuweilen ist man nur 
genötigt von dem ordentlichen, vorgeschriebenen Wege abzugehen, ohne 
jemanden in sein Eigentum und Rechte einzugreifen ... Es ist aber auch 
möglich, dass zur Rettung des Ganzen ein Teil des Körpers, die Landes- 
hoheit, das Eigentum und die Rechte einzelner Bürger müssen aufgeopfert 
werden." 

2) Mit Recht hat Spiegel als ein besonders drastisches Beispiel her- 
vorgehoben, dass nach Bischof die Ausstellung des österreichischen Frei- 
heitsbriefes von 1156 eine Notrechtsmassregel des deutschen Reiches ge- 
wesen sei. 
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setz nicht zustande kommen^) und dem Kaiser steht nur das 
Recht zu, den Beschluss zu sanktionieren oder zu verwerfen. 
Mit grosser Deutlichkeit hat das Osnabrücker Friedensinstru- 
ment Artikel 8, § 2 dieses konstitutionelle Prinzip als Grund- 
gesetz des deutschen Reiches verkündet: 

»Gaudeant sine contradictione jure suffragii in omnibus 
deUberationibus super negotiis imperii, praesertim, ubi leges 

ferendae vel interpretandae nihil horum aut quic- 

quam simile posthac unquam fiat vel admittatur nisi de co- 
mitiali liberoque omnium imperii statuum sufEragio et con- 
sensu.« 

Dementsprechend lehrt auch die Theorie, dass der Reichs- 
tag und der Kaiser zwei gleichberechtigte Faktoren darstellen^) ; 
erst durch ihr Zusammenwirken entsteht ein Beschluss des 
Reiches. Was die Reichsstände für sich beschliessen, wird 
ein »Reichsgutachten« genannt; die Ratihabition durch den 
Kaiser erzeugt erst ein Gesetz. Manche Publizisten verglei- 
chen dieses Verhältnis mit der Beziehung zwischen Mann und 
Frau; durch ihr Zusammenwirken entstehe erst ein »morah- 
sches Wesen« ^). Man wird wohl zugeben, dass diese Auf- 
fassung nicht als eine von der heutigen konstitutionellen 
Theorie grundverschiedene bezeichnet werden kann. Es muss 
daher auch in einer Berufung auf Einrichtungen des deutschen 
Reichsstaatsrechtes keineswegs eine monströse Verkennung 
geschichtlicher Verschiedenheiten erblickt werden. Gerade 
weil die rechtliche Stellung des deutschen Reichstages eine 
starke Aehnlichkeit mit der von konstitutionellen Kammern 
besitzt, ist auch die Analogie der provisorischen Gesetzgebung 
des deutschen Kaisers nicht von vornherein abzuweisen. 

Ein solches Notverordnungsrecht auf Grund der kaiser- 

*) Ausserdem ist ihre Zustimmung notwendig bei wichtigen Verwal- 
tungsakten (Kriegserklärung, Friedensschluss, Eingehung von Bündnissen, 
Steuer-Ausschreibung, Bau von Festungen). 

*) So besonders Multz in seinem Werke „Bepresentatio Majestatis 
imperatoriae per singula ejus jura". 1690, „Ordines non pro nudis consi- 
liis, sed pro Senatoribus Imperii habendi sunt. Ordines constituunt alte- 
ram partem convenientem in comitiis. Conclusa ordinum ab Imperatore 
confirmantur. Qua Imperator solus absque ordinum consensu constituit 
placiti comitialis rationem non habenf*. (Pars n, cap. XIX, membrum IV.) 

*) „Der Wille des Einen ohne den Willen des Andern ist unfruchtbar" 
(BiENER a. a. O. § 39). 
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liehen Machtvollkommenheit wird in der deutschen Publizistik 
des 17. und 18. Jahrhunderts einstimmig anerkannt. Bischof 
zitiert auf Seite 73 Note 1 seiner früher genannten Schrift 
nicht weniger als siebzehn Schriftsteller, welche in ihren der 
Rechtsstellung des deutschen Kaisers gewidmeten Monogra- 
phien ihm jenes Recht zubilligen und nur in Bezug auf die 
einzelnen Anwendungsfälle nicht völlig tibereinstimmen. Ein- 
zelne Autoren gehen so weit, zu behaupten, dass der Kaiser 
auch ohne dass ein eigentlicher Notfall vorliegt, Verordnun- 
gen mit Gesetzeskraft erlassen könne, wenn dies zum Nutzen 
des Reiches, insbesondere zur Vermeidung innerer Zwistig- 
keiten dienlich sei; hiebei könne sogar über einen vorliegen- 
den Beschluss des Reichstages hinweggegangen werden ^). 
Eine zweite Gruppe von Schriftstellern schränkt das kaiser- 
liche Verordnungsrecht auf die Fälle dringender Gefahr ein, 
auf die sogenannten Kollisionsfalle ^). Selbst für solche Fälle 
wird von einer dritten Gruppe der Publizisten die Voraus- 
setzung gemacht, dass, wenn schon nicht der Reichstag befragt 
wird, doch wenigstens die Kurfürsten als der »Nationalrat des 
deutschen Reiches« ihre Einwilligung geben % 

Bevor ich auf diese Differenzen in der Reichspublizistik 
eingehe, muss ich auf eine von Bischof gar nicht aufgewor- 
fene, aber doch sehr naheliegende Frage zu sprechen kommen. 
Wie ist es möglich, dass angesichts der oben zitierten Grund- 
bestimmung des westfälischen Friedensinstrumentes die Ver- 
fassungsmässigkeit kaiserlicher Notverordnungen behauptet 
werden konnte ? Wenn überall ein Beschluss des Reichstages 
vorliegen muss, ubi leges ferendae vel interpretandae sunt, so 
scheint jede Grundlage für eine provisorische Gesetzgebung 
zu fehlen. Es hätte, wie in den modernen Verfassungen, im 
Anschluss an jenes Grundgesetz über die Stellung des deut- 
schen Reichstages für ausserordentliche Fälle eine Ausnahme 
statuiert werden müssen. Dass dies nicht geschehen ist, darf 
nicht wundernehmen. »Das Friedensinstrument bestimmt in 
eingehender Formulierung alle den Reichsständen zustehen- 
den Rechte; die notwendige Ergänzeng dazu würde eine 

^) So Stamler , de reservatis imperatoris S. 128 ff. Reinkirch, de 
regimine saeculari, IIb I cap VI § 43. 

2) So besonders Multz a. a. 0. „Si negotium dilationem non admittit". 

3) Hauptvertreter dieser Lehre ist Biener. 
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ebenso genaue Präzisierung der verfassungsmässigen Stellung 
des Kaisertumes, seiner Pflichten, seiner Rechte gewesen sein, 
aber diese sucht man in der Urkunde vergebens ; die Beschluss- 
fassung darüber wurde den Reichsständen selbst auf dem 
künftigen Reichstage vorbehalten ^).« In der Tat war bei den 
Verhandlungen in Osnabrück von den Reichsständen die For- 
derung erhoben worden, dass eine Spezifizierung der kaiser- 
lichen Reservatrechte aufgestellt werde; die österreichische 
Diplomatie hatte es aber verstanden, diese Frage unerledigt 
beiseite zu schieben; es schien ihr vorteilhafter, die Natur 
und den Umfang dieser Befugnisse in einem gewissen Dunkel 
zu belassen ^). 

Der im Jahre 1654 einberufene deutsche Reichstag ist je- 
doch nicht dazu gekommen, sich mit dieser Verfassungsft'age 
näher zu beschäftigen und ebensowenig hat die spätere 1663 
versammelte und seither ständig gewordene Reichsvertretung 
eine Feststellung der kaiserlichen Reservatrechte vorgenom- 
men. So konnten denn die Reichspublizisten trotz jener Be- 
stimmung des westfälischen Friedensinstrumentes ein Notver- 
ördnungsrecht als existent behaupten ^). Sie stützen sich dabei 
einerseits auf allgemeine, man könnte sagen naturrechtliche 
Gesichtspunkte *), andererseits auf die positive Praxis, welche 
in der Tat, wie man bei Multz nachlesen kann % nicht we- 
nige Fälle von kaiserlichen Verordnungen, insbesondere aus 
der Zeit der Religionsstreitigkeiten des 16. Jahrhunderts auf- 



*) Ebdmannsdöbfeb, Deutsche Geschichte, I S. 133. 

*) EßDMANNSDÖBFEß a. a. O. S. 50. 

3) Selbst BiENEB, welcher in dem § 43 seiner Schrift („von den pro- 
visorischen Verordnungen des Kaisers") sich prinzipiell ablehnend verhält, 
gesteht doch daselbst in Note 3 zu, dass ein solches Recht bestehe, „aber 
es ist dies keine Regel, kein ordentliches Recht, welches der Kaiser allein 
nach GefaUen ausüben könnte, sondern es schränkt sich bloss auf Kolli- 
sionsfälle ein, wo das ganze Reich in Gefahr kommt und die Einwilligung 
der gesamten Stände nicht sogleich kann beigebracht werden." 

*) Eine grosse Rolle spielt dabei natürlich der Satz „salus republicae 
suprema lex est", dann aber auch der Begriff der Machtvollkommenheit 
oder der obersten Gewalt. 

*) „Sic videmus in imperii recessibus, ubi hujus juris exercitium de- 
prehenditur, duplicis decisionis mentionem fieri, unius, quae ordinum con- 
sensu et deliberata conventione inter Imperatorem et ordines constat, alte- 
rius, quae sine statuum imperii praevio consensu ex plenitudine potestatis 
Caesareae fit.** 
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weist. Neben diesen zu einem »Herkommen« ausgestalteten 
Präjudizialfällen bot auch die Wahlkapitulatio n des 
»römischen Königs« einen wichtigen Anhaltspunkt für die Zu- 
lässigkeit von provisorischen Gesetzen. Hier wird zwar auch 
zunächst für alle wichtigen Reichsangelegenheiten die Zustim- 
mung der drei Kurien des Reichstages gefordert, aber hinzu- 
gefügt: »So aber salus publica und utilitas eine mehrere Be- 
schleunigung erforderte, da sollen und wollen wir aller Kur- 
fürsten sämtliche Einwilligung, bis man zu einer allgemeinen 
Reichs-Beratschlagung kommen kann, zuvor erlangen.« An 
einer anderen Stelle heisst es: » . . . . oder zum wenigsten 
deren sämtlichen Kurfürsten Vorwissen, Rat und Einwilligung 
in eilenden Fällen, wo demnächst gleichwohl und so- 
bald mit gesamtem Reiche das Gebühr zu beobachten« ^). 

Die Bezeichnungen, welche diese ausserordentli- 
chen Fälle der kaiserlichen Gesetzgebung führen, sind diesel- 
ben, welche in den heutigen deutschen Verfassungen vor- 
kommen. Die deutsche Publizistik spricht von einer lex 
provisoria, dispositio interimistica, von einer »Verordnung in 
der Not« 2), im Gegensatz zur ordinaria conventio inter Im- 
peratorem et ordines, zum comitiale conclusum et placitum. 

Diese provisorische oder interimistische Verordnung wird 
ausdrücklich als ein Akt der Gesetzgebung bezeichnet: »Im- 
perator licet ex potestatis plenitudine suo unius arbitrio le- 
gem ferre«^); es ist eine dispositio extra ordinem in- 
terimistica. Ihre Voraussetzung bildet »periculum in mora 
oder necessitas publica oder utilitas; zuweilen wird verlangt, »ne 
respublica quid detrimenti capiat«. Die Gegner der kaiserlichen 
Macht verlangen in dieser Beziehung, dass die Existenz des 
Reiches auf dem Spiele stehe und gestatten daher die provi- 
sorische Gesetzgebung nur im Falle der höchsten Not*). 

Eine weitere Voraussetzung für die Anwendung dieser 
ausserordentlichen Massregel bildet die Unmöglichkeit, recht- 
zeitig einen Beschluss des deutschen Reichstages herbeizu- 

Art. IV § 2 und Art. VI § 2 der Wahlkapitulation. 

') BiENEB a. a. O. § 77: „Verordnungen in der Not, mit Einwilligung 
des Kurfürsten beschlossen, sind immer als gesetzlich anerkannt und zur 
Exekution gebracht worden." 

') So Henniges, de summa imperatoris potestate circa profana cap. I 
§ 29 (zitiert bei Beener, § 33). 

*) So insbesondere Biener, § 76. 
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führen. Es kommen hier folgende Fälle in Betracht: a) der 
Reichstag ist überhaupt nicht versammelt. Dieser Fall ist 
unpraktisch geworden, seitdem eine Verabschiedung der Reichs- 
versammlung nicht mehr stattgefunden hat (1663). b) der 
Reichstag ist versammelt; die Sache ist aber von einer sol- 
chen Dringlichkeit, dass eine Beschlussfassung nicht abge- 
wartet werden kann^). c) der Reichstag hat sich mit der 
Angelegenheit befasst; es kommt aber nicht zu einer Eini- 
gung der drei Kurien (Fall der »spaltigen Stimmen«) 2). Auch 
hier muss es sich um eine dringende Angelegenheit handeln, 
welche eine Hinausschiebung nicht gestattet^). 

Als dritte Voraussetzung für die Erlassung eines proviso- 
rischen Gesetzes wird von der Mehrzahl der Reichsjuristen*) 
die Zustimmung der Kurfürsten hingestellt, während eine 



^) „Die Reichsgesetze bestimmen den Weg, welchen der Kaiser in Er- 
füllung seiner erhabenen Pflichten gehen soll; es ist aber möglich, dass 
solche Verbindungen der Umstände und der Zeit entstehen können, wo 
die Zeit nicht erlaubt den ordentlichen Weg der Reichsregierung zu gehen, 
ohne den grössten Nachteil des Reiches.** (Bieneb a. a. O.) 

*) Davon handelt mit grosser Ausführlichkeit Multz in Pars n cap. XIX 
membrum IV seines Werkes unter der Ueberschrift „An imperatorem ex 
plenitudine potestatis decidat, si ordines inter se non conveniunt** ; vgl. femer 
BiENEB a. a. O. § 44 „von der kaiserlichen Machtvollkommenheit bei spän- 
nigen Stimmen der drei Reichsräte**. Letzterer meint, dass der Kaiser 
hier nicht als Gesetzgeber, sondern als Schiedsrichter eine Verfügung treffe. 
Dagegen findet sich bei Müller in „Reichstagstheater** Bd. 1 S. 83 der 
Satz, dass es unter die kaiserliche Machtvollkommenheit falle, „wenn Ihre 
kaiserl. Majestät invitis statibus, quod res exitum invenire non possit etwas 
tun, wohin das Exempel mit dem geistlichen Vorbehalte gehöret**. 

«) Multz a. a. O. „Quod si negotium admittit dilationem, in aliud tem- 
pus rejicitur, ubi tamen certi quid constituendum, ne res publica turbis 
exposita fluctuet, sed a naufragio tuta interimistico portu saluetur, 
imperatoris decisioni et sententiae haec praerogitava tribuitur, ut, licet 
ordines in eam expresse non consentiant, i n t e r i m tamen Majestatis Cae- 
sareae reverentia adstringantur, ut isti sententiae acquiescant, in quo 
insigne Majestatis Imperatoriae jus latet**. 

*) So insbesondere Putter, inst, jur publ. § 128, J. J. Moser, Grund- 
riss der heutigen Staatsverfassung S. 324 und Bieker a. a. O. § 43 Note 3: 
„Hier aber müssen wenigstens die Kurfürsten als die beständigen Reichs- 
räte ihre Einwilligung geben**; femer daselbst § 77, welcher die Ueber- 
schrift hat „der Kaiser kann in Kollisionsfällen nicht allein kraft der Macht- 
vollkommenheit handeln, er muss die Kurfürsten als den innersten Na- 
tionalreichsrat um ihr Gutachten befragen.** 
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kleinere Gruppe ^) von Publizisten dies nicht als notwendig 
bezeichnet. Als Grund wird angegeben, dass eine Angelegen- 
heit so dringend sein kann, dass auch nicht einmal die Mei- 
nung der Kurfürsten eingeholt werden könne. Auch habe 
der Kaiser bei den religiösen Wirren des 16. Jahrhunderts 
Verordnungen erlassen, ohne die Kurfürsten zu befragen. 

Die Rechtswirkung der kaiserlichen Verordnung ist nach 
der Theorie der deutschen Publizisten die gleiche wie die 
eines Reichsgesetzes. Die Behörden und Untertanen sind ver- 
pflichtet, dieselbe zu befolgen % nach Ansicht mancher Schrift- 
steller selbst dann, wenn der Kaiser dabei seine verfassungs- 
mässigen Befugnisse überschritten hat ^). Jedoch wirkt diese 
Verordnung nur solange, bis der Reichstag in dieser Angele- 
genheit einen Beschluss fasst, »donec comitiale conclusum et 
placitum sequatur«. Um diesen interimistischen Charakter 
zum Ausdruck zu bringen, ist es, wie Multz berichtet, üblich 
gewesen, bei der Kundmachung der kaiserUchen Verordnun- 
gen eine »protestatio« hinzuzufügen, um sie nämlich von den 
ordentlichen, durch Beschluss des Reichstages zustande ge- 
kommenen Gesetzen zu unterscheiden und um auszudrücken, 
dass sie nur gelten »donec aliud placeat«. Diese Verwahrung 
gegen die definitive Geltung der kaiserlichen Anordnung be- 
deute nur das ^^ordinum consensus tali dispositioni nondum 
accesserit« *). 

*) So Humler, Begriff und Erläuterung der unbeschränkten Majestäts- 
rechte, 1720, §§ 20—22 und Multz a. a. O. S. 627 Nr. 38 : „Imperator dis- 
sentientibus ordinibus inter se provisionaliter ex plenitudine pote- 
statis prospicit." 

2) „Reverentio Majestatis adstringuntur" heisst es allgemein; nur die 
Reichsstände können protestieren, falls in ihre Rechte eingegriffen wurde. 

^ So Multz p. I cap. 6, § 2: „Exemplo non constat, principes et status 
imperii irritum reddidisse, quod Imperator de plenitudine potestatis ex certa 
scientia et motu proprio decrevit." 

*) S. die interessante Stelle bei Multz S. 627. Er polemisiert hier 
gegen Hippolitus a Lapide, welcher in der „protestatio", welche der kaiser- 
lichen Verordnung hinzugefügt wird, eine Ungültigkeitserklärung erblickt, 
daher ein unlöslicher Widerspruch vorliege. „Ut tamen hujusmodi talia 
provisionaliter interim ita ab Imperatore disposita secemantur ab üs, quae 
consensu Ordinum recepta sunt; Protestatio plerumque solet addi, qua ex- 
primitur, quod Ordinum consensus tali dispositioni nondum accesserit, quae 
Protestatio nee maculam inurit Recessui, nee in Ordinibus arguit contem- 
tum Majestatis Imperatoriae, ut Hypolitus a Lapide vult; siquidem reve- 
rentia Majestatis se interim hoc provisionale remedium toleraturos profi- 
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Diese Andeutungen dürften wohl zur Genüge klar machen, 
dass unsere heutige Notverordnung ihr Vorbild in der lex 
provisoria des alten deutschen Reichsstaatsrechtes findet. Die 
Voraussetzungen und die Wirkungen dieser beiden Institu- 
tionen zeigen eine frappierende Aehnlichkeit. Selbst die von 
der Reichspublizistik geforderte Einholung des Gutachtens 
der Kurfürsten findet ihre Analogie in jener Vorschrift einiger 
älterer deutscher Verfassungen, derzufolge, wenn der Landtag 
nicht versammelt ist, wenigstens der ständische Ausschuss 
befragt werden müsse, bevor die Notverordnung erlassen 
werden kann. Trotz dieser Uebereinstimmung könnte doch 
die Frage aufgeworfen werden, ob ein bewusster historischer 
Zusammenhang gegeben sei. Darauf ist zu antworten, dass 
ein solcher Uebergang aus einer Institution des alten deut- 
schen Reiches in die Verfassungen der Territorialstaaten durch- 
aus möglich erscheint. Selbst nach Auflösung des alten Rei- 
ches wirkten die staatsrechtlichen Begriffe der älteren Zeit 
fort. Dieselben Männer, welche noch das Staatsrecht des 
alten Reiches wissenschaftlich bearbeitet hatten, können sehr 
wohl die auf Grund der deutschen Bundesakte zustande ge- 
kommenen landständischen Verfassungen beeinflusst haben. 
Eine solche Persönlichkeit war z. B. J. L. Klüber ^). 

Klübers staatsrechtliche Ausbildung fiel noch vollständig 
in die Zeit des alten deutschen Reiches, über welches er auch 
mehrere Monographien publizierte. Dann hatte er den Ver- 
handlungen des Wiener Kongresses beigewohnt und dessen 
Akten in mustergültiger Weise herausgegeben. Er galt als 
Autorität auf dem Gebiete des alten und des neuen Staats- 
rechts iia Deutschland und wurde wiederholt zu Rate gezogen, 

entur: quamquam id consensu suo plenarie nondum approbarint. Atque 
si observes discrimen inter dispositionem extra ordinariam interimisticam 
et ordinariam conventione solita inter Imperatorem et Ordines constantem, 
facile deprehendes, quid regeras Hypolito existimanti, plenitudinem, pote- 
statis Imperatoriae et protestationem Ordinum sibi invicem contrariari: 
Nullam nimirum hie esse Oppositionen! contrariorum, quia Protestatio non 
interponitur, ut toUatur dispositio ista Majestatica, sed ut non habeatur 
pro alia, quam Interimistica, et distincta agnoscatur ab ea, quae Ordinum 
consensu constat. Majestati Imperatoriae satis est, ut tranquillitatis publi- 
cae causa interim ex officio disponat, quod tantisper, donec aliud placeat, 
labe factari non potest." 

*) Vgl. MoHL, Geschichte und Literatur der Staats Wissenschaften Bd. 2 
S. 473 ff. 
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wenn es sich darum handelte, bestehende Rechtsverhältnisse 
zu begutachten oder Entwürfe in staatsrechtlichen Fragen 
auszuarbeiten. Durch ihn oder durch andere Theoretiker 
könnte daher sehr wohl ein Uebergang des alten kaiserlichen 
Verordnungsrechtes in die Verfassungen der nun voll- 
kommen souverän gewordenen deutschen Staaten sich voll- 
zogen haben. 

IL 

Das Notverordnungsrecht hat in dem letzten Dezenium 
in Oesterreich eine praktische Bedeutung erlangt, welche diese 
Institution in den Mittelpunkt politischer und staatsrecht- 
licher Diskussionen gestellt hat. Wenn nun auch diese Epoche, 
wie es den Anschein hat, abgeschlossen sein dürfte, so wird 
es vielleicht doch auch ausserhalb Oesterreichs interessieren, 
die Ursachen und den Verlauf dieser Erscheinung in aller 
Kürze zu schildern und insbesondere die staatsrechtlichen 
Streitfragen kennen zu lernen, welche die Notverordnungs- 
Aera gezeitigt hat. Unwillkürlich wird dabei ein Vergleich 
sich aufdrängen mit jenen Zuständen, welche die innere po- 
litische Geschichte des Königreichs Dänemark in den Achtziger- 
jahren des vorigen Jahrhunderts zur Erscheinung gebracht 
hat. Wenn man die Darstellung liest, welche hierüber in 
dem Werke »Das Staatsrecht des Königreichs Dänemark« von 
C. Goos und Henrik Hansen enthalten ist ^), so überrascht 
zunächst die Gleichartigkeit der aufgetauchten Rechtsfragen; 
dort wie in Oesterreich sind die Verfassungsmässigkeit der 
erlassenen Notverordnungen, die Fortdauer ihrer Geltung, die 
Grenzen des richterlichen Prüfungsrechtes und andere Fragen 
lebhaft diskutiert worden. 

Trotz dieser Uebereinstimmung zeigen sich jedoch wesent- 
liche Verschiedenheiten sowohl in den Ursachen als in dem 
Verlaufe der Notverordnungs-Aera. In Dänemark wurde die 
überaus häufige Anwendung der sog. provisorischen Gesetz- 

§§ 55 — 58, 73. Die entscheidende Bestimmung der dänischen Ver- 
fassung (§ 25 des Grundgesetzes) lautet: „In besonders dringenden Fällen 
kann der König, wenn der Reichstag nicht versammelt ist, provisorische 
(forelöbige) Gesetze erfassen; dieselben dürfen jedoch nicht gegen das 
Grundgesetz streiten und sollen immer dem nächsten Reichstage vorge- 
legt werden." 
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gebung durch einen Konflikt herbeigeführt, welcher zwischen 
der zweiten Kammer, dem Volks-Ting einerseits und der 
ersten Kammer, dem Land-Ting mit dem Könige anderer- 
seits ausgebrochen war; es war ein Kampf um die politische 
Macht im Lande. In Oesterreich hingegen ^) war die Lahm- 
legung der parlamentarischen Tätigkeit des Abgeordneten- 
hauses durch die Obstruktion die Veranlassung dafür, 
dass die wichtigsten Gesetzgebungsakte im Wege kaiserlicher 
Verordnungen zustande kamen. Diese Obstruktion wurde 
seit dem Jahre 1897 abwechselnd von verschiedenen in der 
Minorität befindlichen Parteien herbeigeführt, welche die in 
der Geschäftsordnung des Reichsrates gewährten Mittel dazu 
verwendeten, um eine legislative Tätigkeit zu verhindern. 
Die Majorität aber besass nicht die Kraft, vielleicht auch gar 
nicht den Willen, der missbräuchlichen Anwendung der Ge- 
schäftsordnung entgegenzutreten oder dieselbe gar zu refor- 
mieren. Soweit daher die Regierung die Staatsmaschine durch 
provisorische Gesetze im Gange erhielt ^), hatte sie, wie immer 
man über die staatsrechtlichen Grenzen des Notverordnungs- 
rechtes denken mochte, die politische und moralische Re- 
rechtigung für sich. Diese günstige Situation wurde freilich 
in einigen Fällen dahin ausgenützt, die Grenzen des unbe- 
dingt Notwendigen zu überschreiten, ohne dass von Seite des 
Parlamentes eine ernste Abwehr erfolgt wäre. Es fehlte nicht 
an kraftlosen Protesten, es wurde von einem versteckten Ab- 
solutismus gesprochen, es wurde sogar einmal ernstlich die 
gänzliche Aufhebung des Notverordnungs-Paragraphen ver- 
langt; irgend welche praktischen Wirkungen hatten jedoch 
diese Angriffe keineswegs. Ein zur Prüfung der Notverord- 
nungen eingesetzter Verfassungsausschuss erstattete zwar einen 

*) Vgl. darüber Spiegel, Die Funktion der Notverordnung im Staats- 
leben, in der Zeitschrift „Deutsche Arbeit" Bd. 5, S. 87 ff. und dessen Ab- 
handlung „Das Budgetrecht der Obstruktions-Aera" in Grünhuts Zeitschrift, 
Bd. 29, S. 259 ff. 

2) Im Laufe von acht Jahren wurden 76 Notverordnungen erlassen, 
davon betreffen 3 den Abschluss von Staatsverträgen, 5 die Regelung der 
Beziehungen zu den Ländern der ungarischen Krone, 13 die Feststellung 
des Staatshaushaltes, 3 die Abfassung des Zentral-Bechnungsabschlusses, 
3 die Aushebung der Rekruten, 9 gewähren Notstandsunterstützungen und 
Dotierungen des Meliorationsfondes, 11 Steuerbefreiungen und Subventionen, 
8 sprechen für gewisse Kapitalsanlagen die Mündelsicherheit aus, 7 regeln 
Fragen der direkten und 6 der indirekten Steuern. 
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interessanten Bericht; derselbe kam aber nicht mehr zur 
Verhandlung. 

Dieses schwächliche Parlament fand jedoch im Jahre 
1906 die Kraft, sich selbst durch ein neues Wahlgesetz gänz- 
lich umzugestalten. An die Stelle des bis dahin herrschen- 
den Systems der Interessenvertretung wurde mit Ueberwin- 
dung grosser, speziell durch den Nationalitätenkampf fast un- 
überwindlich erscheinender Schwierigkeiten das allgemeine 
gleiche und direkte Wahlrecht eingeführt. Die auf Grund 
dieses Wahlsystems im Jahre 1907 neugebildete Volksver- 
tretung scheint nun die in sie gesetzten Hoffnungen erfüllen 
zu wollen. Es hat nicht nur die sogenannten Staatsnot- 
wendigkeiten bewilligt, sondern auch die überaus wichtigen 
und schwierigen Ausgleichsgesetze parlamentarisch erledigt, 
nämlich jene Gesetze, welche für die Dauer von zehn Jahren 
die wirtschaftlichen und finanziellen Beziehungen zur ungari- 
schen Reichshälfte ordnen. So erscheint die Hoffnung nicht 
ganz unberechtigt, dass künftig das Notverordnungsrecht in 
Oesterreich sich wieder in jenen normalen Grenzen bewegen 
vrtrd, welche den Intentionen der Verfassung zweifellos ent- 
sprechen. 

Zum Verständnisse der aufgetauchten Rechtsfragen muss 
zunächst der Wortlaut jener österreichischen Verfassungs Vor- 
schrift, welche das Notverordnungsrecht regelt, ins Auge ge- 
fasst werden. Der § 14 des Staatsgrundgesetzes vom 21. De- 
zember 1867 Nr. 141 RGB., betreffend die Abänderung des 
Grundgesetzes über die Reichsvertretung lautet: 

»Wenn sich die dringende Notwendigkeit solcher Anord- 
nungen, zu welchen verfassungsmässig die Zustimmung des 
Reichsrates erforderlich ist, zu einer Zeit herausstellt, wo 
dieser nicht versammelt ist, so können dieselben unter Ver- 
antwortung des Gesamtministeriums durch kaiserliche Ver- 
ordnung erlassen werden, insoferne solche keine Abänderung 
des Staatsgrundgesetzes bezwecken, keine dauernde Belastung 
des Staatsschatzes und keine Veräusserung von Staatsgut be- 
treffen. Solche Verordnungen haben provisorische Gesetzes- 
kraft, wenn sie von sämtlichen Ministern unterzeichnet sind 
und mit ausdrücklicher Beziehung auf diese Bestimmung des 
Staatsgrundgesetzes kundgemacht werden«. 

»Die Gesetzeskraft dieser Verordnungen erlischt, wenn die 



Digitized by 



Google 



Zur Lehre von der Notverordnung. 385 

Regierung unterlassen hat, dieselben dem nächsten nach deren 
Kundmachung zusammentretenden Reichsrate, und zwar zu- 
vörderst dem Hause der Abgeordneten binnen vier Wochen 
nach diesem Zusammentritte zur Genehmigung vorzulegen, 
oder wenn dieselben die Genehmigung eines der beiden Häu- 
ser des Reichsrates nicht erhalten«. 

»Das Gesamtministerium ist dafür verantwortlich, dass 
solche Verordnungen, sobald sie ihre provisorische Gesetzes- 
kraft verloren haben, sofort ausser Wirksamkeit gesetzt werden«. 

Man muss zugeben, dass im Vergleich zu den ent- 
sprechenden Vorschriften anderer Verfassungen das öster- 
reichische Gesetz die eingehendste und ausfuhrlichste Rege- 
lung des Notverordnungsrechtes darstellt'). Eine Reihe von 
Streitfragen ist dadurch beseitigt, welche in der Theorie und 
Praxis anderer Staaten hervorgetreten sind. So ist insbeson- 
dere die im preussischen Staatsrechte vielerörterte Frage für 
Oesterreich entschieden, wann eine Notverordnung der Ver- 
fassung zuwider sei, ob insbesondere eine Notverordnung 
über Materien erlassen werden könne, für welche die Ver- 
fassung den Weg der Gesetzgebung vorschreibt ^). Nach öster- 
reichischem Rechte sind solche Verordnungen zweifellos gül- 
tig, da sie keine Abänderung des Staatsgrundgesetzes be- 
zwecken. Klar geregelt ist ferner die äussere Form der Not- 
verordnungen, die Frist für die Vorlage an das Parlament, 
endlich die Frage, welcher Kammer zuerst die Mitteilung zu 
machen ist ^). 

Eine Eigentümlichkeit des österreichischen Rechtes liegt 
in der gesetzlichen Folge, welche an die Unterlassung der 
rechtzeitigen Vorlage geknüpft ist; es ist dies die Erlöschung 
der Notverordnung. Dadurch ist eine doppelte Resolutivbe- 
dingung für die Fortdauer der Notverordnung geschaffen; 
neben der in allen Verfassungen vorkommenden Bedingung 
der nachträglichen Genehmigung ist auch die rechtzeitige Vor- 

*) Dies hat schon Jellinek, Gesetz und Verordnung S. 377 hervorge- 
hoben. 

2) Darüber Arndt im Archiv für öffentüches Eecht IV S. 438 ff., v, Op- 
PERMANN, Das Notverordnungsrecht der preussischen Verfassung S. 29 ff. 

3) Bestritten sind diese Fragen auf dem Boden des preussischen Rech- 
tes; vgl. den Kommentar zur preuss. Verfassungsurkunde (Art. 63) von 
ScHV^ABTz, femer die Dissertationen von Oppermann (1897), Glatzer 
(1899), Messerschmidt (1901), v. Rath (1904). 

Abhandlungen für Laband. I. 2ö 
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läge an das Parlament nicht etwa bloss verfassungsmässige 
Pflicht der Regierung, sondern auch die Voraussetzung für 
den Fortbestand des provisorischen Gesetzes. Die rechtliche 
Natur dieser beiden Resolutivbedingungen ist allerdings nicht 
die gleiche. Die Defizienz der einen bewirkt nur, dass die 
Notverordnung als provisorisches Gesetz fortbesteht; die Er- 
teilung der Genehmigung hingegen verwandelt das provisori- 
sche Gesetz in ein definitives. 

Trotz der Ausführlichkeit des österreichischen Gesetzes 
sind doch wieder neue Streitfragen aufgetaucht. Sie betreffen 

1. das Anwendungsgebiet der Notverordnungen, insbesondere 
ob auch die Regelung des Verhältnisses zur ungarischen 
Reichshälfte und der Abschluss von Staatsverträgen mit aus- 
wärtigen Staaten auf diesem Wege perfiziert werden können. 

2. Welche rechtliche Wirkung einträte, wenn das Parlament 
über die Notverordnungen überhaupt keinen Beschluss zu- 
stande bringt, ob insbesondere eine neuerliche Vorlage der 
von der früheren Volksvertretung noch nicht genehmigten 
Notverordnungen erfolgen müsse. 3. Ob eine teilweise Ge- 
nehmigung von Notverordnungen zulässig sei. 4. Ob das 
richterliche Prüfungsrecht sich auch auf die Gültigkeit von 
Notverordnungen erstrecke, ob mindestens die spätere Er- 
löschung gehörig kundgemachter Notverordnungen durch ein 
Gericht ausgesprochen werden könne. Im folgenden sollen 
in aller Kürze die in Bezug auf diese Fragen aufgetauchten 
Meinungen hervorgehoben und geprüft worden. 

1. Die allgemeine Fassung des § 14 (»Anordnungen, zu 
welchen verfassungsmässig die Zustimmung des Reichsrates 
erforderlich ist«) konnte darüber keinen Zweifel lassen, dass 
alle Gegenstände, welche zur formellen Gesetzgebung gehören, 
durch eine Notverordnung geregelt werden können, immer 
vorausgesetzt, dass sie nicht unter die ausdrücklich eximierten 
Punkte (Abänderung des Staatsgrundgesetzes, dauernde Be- 
lastung des Staatsschatzes, Veräusserung von Staatsgut) zu 
subsumieren sind. Insbesondere wurde niemals bestritten, 
dass die jährliche Aushebung der Mannschaft und das provi- 
sorische Budget auf diesem Wege, d. i. durch kaiserliche Ver- 
ordnung angeordnet werden könne. Die in der Theorie des 
deutschen Staatsrechts herrschende Meinung, wonach die Not- 
verordnung ein materielles Gesetz darstelle, trifil daher für 
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das österreichische Recht nicht zu; in den genannten Fällen 
handelt es sich zweifellos um Verwaltungsakte, welche regel- 
mässig in der Form des Gesetzes zustande kommen. Selbst 
die Einführung neuer Steuern und Gebühren ist durch den 
Wortlaut des § 14 im Wege von Notverordnungen nicht aus- 
geschlossen, so sehr auch derartige Massregeln dem Geiste der 
konstitutionellen Regierungsform widersprechen mögen. Die 
Aufnahme von Staatsanlehen würde jedoch als dauernde Re- 
lastung des Staatsschatzes niemals den Inhalt einer Notver- 
ordnung bilden können. 

Viel erörtert wurde die Frage, ob die Notgesetzgebung da- 
zu verwendet werden könne, um die rechtlichen Reziehungen 
Oesterreichs zu den Ländern der ungarischen Krone zu regeln. 
Soweit hier der Gesichtspunkt eines völkerrechtlichen Ver- 
trages in Anwendung gebracht wird, ist das Problem das gleiche 
wie bei der unten zu erörternden Frage der Genehmigung von 
Staatsverträgen. Allein hier kommt doch noch eine Reson- 
derheit in Retracht. Die rechtlichen und wirtschaftlichen Re- 
ziehungen zwischen Oesterreich und Ungarn sind nicht bloss 
in der Gestalt eines förmlichen Uebereinkommens zweier 
Staaten, sondern auch in der Form gleichlautender Gesetze 
zum Ausdruck gebracht, deren Fortdauer wechselseitig be- 
dingt ist. Wenn daher der eine Staat eine nach gleichen 
Grundsätzen zu regelnde Angelegenheit in der Gestalt einer 
Notverordnung normiert, während der andere Staat ein for- 
melles Gesetz desselben Inhaltes wirksam werden lässt, so er- 
gibt sich eine Diskrepanz; besteht doch die Möglichkeit, dass 
durch die Nichtgenehmigung der betreffenden Notverordnung 
die beabsichtigte gleichmässige Regelung ihr Ende findet. Da- 
zu kommt, dass die österreichische und ungarische Verfas- 
sung die Form genau vorgeschrieben hat, in welcher inhalt- 
lich gleiche Gesetze der beiden Staaten zustande kommen. 
Trotz dieser Redenken wurde die kommerziellen und finan- 
ziellen Reziehungen zwischen Oesterreich und Ungarn in der 
Notverordnungsära auf Grund des § 14 geregelt, ohne dass 
ein ernster Protest erhoben worden wäre. 

Dagegen hat die Genehmigung von^ Staatsverträgen im 
Wege einer Notverordnung^) lebhafte Anfechtung erfahren. 

^) Darüber Kafka in der Prager juristischen Vierteljahrsschrift Bd. 37, 
S. 44 ff. und Spiegel in dem oben S. 383 Note 1 zit. Artikel. 

25* 
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Die österreichische Verfassung schreibt vor, dass gewisse Kate- 
gorien von Staatsverträgen zu ihrer Gültigkeit der Genehmi- 
gung des Reichsrats bedürfen. Zur Zeit der Obstruktion des 
Parlamentes wurde nun der Versuch gemacht, diese Genehmi- 
gung durch eine Notverordnung zu ersetzen. Dieses Ziel 
hätte korrekterweise erreicht werden können, entweder in der 
Form, dass die Regierung durch das provisorische Gesetz er- 
mächtigt wird, einen Staatsvertrag bestimmten Inhaltes abzu- 
schliessen oder in der Weise, dass der rechtliche Inhalt eines 
genehmigungsbedürftigen Staatsvertrages zum Gegenstande 
einer Notverordnung gestaltet wird. In beiden Fällen wäre 
der Wortlaut der Verfassungsvorschrift nicht verletzt gewesen, 
da nach § 14 alle Anordnungen, zu welchen die parlamen- 
tarische Genehmigung gefordert ist, den Inhalt eines proviso- 
rischen Gesetzes bilden können. Mit andern Worten: die 
Anwendung des sog. englischen Systems hinsichtlich der Ge- 
nehmigung der Staatsverträge ermöglicht ihre Perfektion mit 
Hilfe des Notverordnungs-Paragraphen. Das hat jedoch die 
Regierung nicht im Auge behalten und sich dadurch mit 
dieser Verfassungsbestimmung in Widerspruch gesetzt. So 
wurde z. B. ein mit Italien abgeschlossener Staatsvertrag in 
der Form ins Leben gesetzt, dass durch eine kaiserliche Ver- 
ordnung vom 22. Mai 1899 die Kundmachung desselben auf 
Grund des § 14 des Staatsgrundgesetzes verfügt wurde ^). 

2. Die durch die Obstruktion herbeigeführte Lähmung der 
parlamentarischen Tätigkeit hat dahingeführt, dass die von 
den verschiedenen Regierungen erlassenen und rechtzeitig vor- 
gelegten Notverordnungen nicht in Verhandlung genommen 
wurden ; der Reichsrat hat dieselben weder ausdrücklich ge- 
nehmigt, noch ausdrücklich abgelehnt. In den meisten Fällen 
wurden nun dieselben Verordnungen, über welche bis zum 
Ablauf der Legislaturperiode ein Beschluss nicht zustande ge- 
kommen war, der neugebildeten Volksvertretung abermals 
vorgelegt. Erst im Jahre 1907 unterliess es die Regierung, 
die noch unerledigten kaiserlichen Verordnungen dem neu 
einberufenen Reichsrate wieder vorzulegen. Die geschilderten 
Vorgänge führten zu einer lebhaften literarischen und parla- 
mentarischen Diskussion über die Frage, welche rechtliche 

^) Die Kundmachung ist ja ein Reservatrecht des Monarchen; hier hat 
die Berufung auf § 14 des Staatsgnmdgesetzes keinen Sinn. 
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Wirkung die genannten Tatumstände auf die Fortdauer der 
provisorischen Gesetze ausgeübt haben ^). Es sind dabei vier 
verschiedene Meinungen aufgetaucht, welche im folgenden in 
aller Kürze charakterisiert werden sollen. 

a) Eine Anschauung geht dahin, dass die Notverordnungen 
dadurch unanfechtbar werden, dass das Parlament es unter- 
lassen hat, während der Legislaturperiode hinsichtlich der- 
selben einen Beschluss zu fassen; der neu zusammentretende 
Reichsrat sei nicht mehr befugt, den provisorischen Gesetzen 
die Genehmigung zu erteilen oder zu versagen. Diese Auf- 
fassung stützt sich auf das Prinzip der Diskontinuität der 
Parlamentssessionen. Die Regierung sei nach dem Wortlaute 
der Verfassung verpflichtet, die Notverordnungen dem näch- 
sten nach deren Kundmachung zusammentretenden Reichs- 
rate und zwar zuvörderst dem Abgeordnetenhause binnen vier 
Wochen nach dessen Zusammentritt zur Genehmigung vor- 
zulegen; dieser nächste Reichsrat allein sei legitimiert über 
die Notverordnung, einen Beschluss zu fassen. Den neuen 
Kammern sind daher dieselben überhaupt nicht mehr vorzu- 
legen; die provisorischen Gesetze hätten demnach durch das 
Stillschweigen der Volksvertretung definitive Gesetzeskraft er- 
langt. 

Diese Ansicht steht offensichtlich im Widerspruche mit 
dem Grundgedanken der konstitutionellen Verfassung, demzu- 
folge eine Anordnung mit Gesetzeskraft ohne Zustimmung der 
Kammern nicht zustande kommen kann. Die bedenklichen 
Konsequenzen, welche sich an jene hier bekämpfte Auffas- 
sung knüpfen können, leuchten ohne weiteres ein. Durch 
die Auflösung des Parlamentes könnte jederzeit eine Beschluss- 
fassung über die vorgelegten Notverordnungen verhindert und 
denselben dadurch definitive Gesetzeskraft verschafil werden. 
Die Annahme einer Verschweigung von parlamentarischen 
Rechten, wie sie jener Auffassung offenbar zugrunde liegt, 
widerspricht dem Wesen der subjektiven öffentlichen Rechte. 
Die Diskontinuität der Parlamentssessionen ist für unsere 
Frage aus dem Grunde irrelevant, weil die Notverordnung 
mehr als eine gewöhnliche Regierungsvorlage bedeutet, welche 
durch den Sessionsschluss gegenstandslos würde. Das provi- 

lieber die analogen, in Dänemark aufgetauchten Diskussionen s. 
Goos und Hansen a. a. 0. S. 82, 83. 
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sorische Gesetz ist etwas lebendig fortwirkendes; ihre Kraft 
beruht nicht darauf, dass sie dem Parlamente vorgelegt wurde 
und sie kann daher auch durch den Ablauf der Legislatur- 
periode flir sich allein weder eine Verstärkung noch eine Ver- 
minderung ihrer Kraft erhalten. Der Hinweis auf die Er- 
scheinung, dass auch Parlamentsbeschlüsse ihre Kraft ver- 
lieren, nach Sessionsschluss nicht mehr vom Monarchen sank- 
tioniert werden können — worüber jedoch gerade die öster- 
reichische Verfassung keine Vorschrift enthält — bildet kein 
Gegenargument. Durch solche Kammerbeschlüsse wird im 
Gegensatz zu den provisorischen Gesetzen, eine rechtliche Ver- 
änderung nicht herbeigeführt; sie sind an sich nur die Unter- 
lage für die durch die Sanktion des Herrschens entstehenden 
Gesetze; sie mögen daher dem Prinzipe unterstellt werden, 
dass man als Diskontinuität der Parlamentssessionen be- 
zeichnet. 

b) Die gerade entgegengesetzte Auffassung lässt alle Not- 
verordnungen mit Ablauf der Legislaturperiode von selbst er- 
löschen, wenn sie nicht bis dahin ausdrücklich die Genehmi- 
gung der beiden Kammern erhalten haben. Diese Ansicht 
sucht ihre Stütze zunächst im Wortlaute der Verfassungsvor- 
schrift, derzufolge die kaiserlichen Verordnungen erlöschen, 
»wenn dieselben die Genehmigung eines der beiden Häuser 
des Reichsrates nicht erhalten«. Eine Nichtgenehmigung liege 
schon dann vor, wenn der Reichsrat gar keinen Beschluss 
gefasst hat. Da jedoch die zitierte Verfassungsbestimmung 
nicht vom Reichsrate im ganzen, sondern von einer Nicht- 
genehmigung seitens eines der beiden Häuser spricht, so dürfte 
schon der Wortlaut des Gesetzes die obige Auffassung kaum 
unterstützen. Die parlamentarische Entstehungsgeschichte lässt 
vollends keinen Zweifel darüber, dass die Verfasser jener 
Norm an eine ausdrückliche Ablehnung der Notverordnung 
gedacht haben, dass demnach die Passivität des Parlamentes 
eine Erlöschung der provisorischen Gesetze nicht zur Folge 
habe. 

Gewiss haben manche deutsche Verfassungen^) den ent- 

*) Grundgesetz von Sachsen-Weimar § 61 („.... mit dem Hinzufügen, 
dass wenn sie vom nächsten Landtag nicht ausdrücklich angenommen wer- 
den sollen, sie mit Ende desselben von selbst und ohne Weiteres ausser 
Kraft treten") und Sachsen-Koburg-Gotha Staatsgrundgesetz § 130. 
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gegengesetzten Grundsatz aufgestellt, dass nämlich mit Ablauf 
der Session alle nicht ausdrücklich genehmigten Notverord- 
nungen von selbst erlöschen. Allein ein solcher Grundsatz 
ist keineswegs selbstverständlich ; insbesondere muss dabei der 
Zeitpunkt des Erlöschens gesetzlich fixiert sein. Die öster- 
reichische Verfassung enthält jedoch keine diesbezügliche Vor- 
schrift. Es besteht daher eine Meinungsverschiedenheit inner- 
halb der Gruppe jener österreichischen Publizisten, welche in 
der Passivität des Parlamentes einen Grund für die Erlöschung 
der Notverordnungen erblicken. Bald soll schon die Kammer- 
vertagung genügen, um diese Wirkung herbeizuführen; bald 
wird dieselbe erst an den Schluss der Session geknüpft; bald 
soll erst die Auflösung des Reichsrates den entscheidenden 
Zeitpunkt darstellen. Schon die Existenz dieser Meinungs- 
verschiedenheit über eine praktisch so wichtige Frage zeigt die 
Unhaltbarkeit der von jenen Schriftstellern vertretenen Grund- 
aufFassung. Wenn dieselben auch hier wieder auf die Dis- 
kontinuität der Parlamentssessionen als unterstützendes Mo- 
ment hinweisen, so zeigen die fi-üheren Ausführungen, dass 
aus dem angegebenen Prinzipe auch schon die entgegenge- 
setzte Folgerung gezogen wurde, nämlich die unbedingte Fort- 
dauer der Notverordnungen. 

c) Eine dritte Auffassung der Streitfrage geht dahin, dass 
die Notverordnungen auch nach Ablauf der Legislaturperio- 
den fortbestehen, aber nur unter der Voraussetzung, dass sie 
jedesmal dem neuen Reichsrate rechtzeitig vorgelegt werden. 
Die Regierung habe nun im Jahre 1907 im Gegensatze zu der 
bisherigen Uebung eine solche neuerliche Vorlage unterlassen ; 
aus diesem Grunde seien die bisher nicht genehmigten Not- 
verordnungen ausser Kraft getreten. Allein der Wortlaut un- 
serer Verfassung unterstützt keineswegs die angeführte Lehr- 
meinung. Nach § 14 des Staatsgrundgesetzes über die Reichs- 
vertretung sollen die kaiserlichen Verordnungen dem nächsten 
nach deren Kundmachung zusammentretenden Reichsrate vor- 
gelegt werden; an die Unterlassung dieser Vorlage ist die Er- 
löschung der Notverordnungen geknüpft. Die Bildung eines 
Gewohnheitsrechtes kraft dessen dieses Präjudiz auch eintritt, 
wenn die wiederholte Vorlage unterlassen wurde, kann 
nicht angenommen werden. Ganz abgesehen von der Kürze 
der Zeitepoche, innerhalb welcher unsere Rechtsfrage über- 
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haupt au^etaucht ist, lässt sich eine ununterbrochene 
üebung nicht nachweisen, indem auch Fälle existieren, in 
welchen die wiederholte Vorlage der Notverordnungen unter- 
blieb. Selbst das Moment der opinio necessitatis steht keines- 
wegs fest in jener Mehrzahl der Fälle, wo diese Vorlage er- 
folgt ist. 

Zuweilen wurde die Anschauung vertreten, dass die Re- 
gierung verfassungsmässig verpflichtet sei, die vom früheren 
Reichsrate nicht ausdrücklich genehmigten kaiserlichen Ver- 
ordnungen den neu einberufenen Kammern wieder vorzu- 
legen. Die Nichterfüllung dieser Obliegenheit soll aber keines- 
wegs den Untergang der Notverordnungen herbeiführen, son- 
dern nur die Verantwortlichkeit des Ministeriums begründen. 
Diese Auffassung bildet die Brücke zu der vierten Lehrmei- 
nung in dieser Streitfrage, welche ich für die richtige halte 
und auch literarisch vertreten habe^). 

d) Die nicht genehmigten Notverordnungen behalten ihre 
provisorische Gesetzeskraft solange, bis sie entweder vom 
Monarchen ausser Kraft gesetzt oder vom Reichsrate aus- 
drücklich abgelehnt wurden ^). Die Kammern sind jederzeit 
befugt, einen derartigen Beschluss zu fassen, mag die Vorlage 
der Notverordnungen auch unterlassen worden sein. Dies 
ergibt sich schon aus dem Rechte der Initiative, welches alle 
modernen Konstitutionen der Volksvertretung einräumen. 
Für das Prüfungsrecht in Bezug auf die Notverordnungen 
erscheint es irrelevant, ob die Regierung durch die Unterlas- 
sung ihrer Vorlage eine verfassungsmässige Pflicht verletzt 
hat oder nicht. Eine solche Verpflichtung ist nach dem 
Wortlaute der österreichischen Verfassung nur für die erst- 
malige Vorlage der kaiserlichen Verordnungen mit provisori- 
scher Gesetzeskraft ausdrücklich statuiert. In der Unterlas- 
sung der wiederholten Vorlage kann daher keine Gesetzes- 
verletzung und demnach auch nicht der Grund für eine 
Ministeranklage erblickt werden. Das Initiativrecht des Par- 
lamentes gewährt einen genügenden Schutz gegen eine über- 
mässige zeitliche Ausdehnung der provisorischen Gesetze. 

Die hier vertretene Auffassung vermeidet auch den Uebel- 



AUg. österr. Gerichtszeitung 1907 Nr. 49. 

2) Dieselbe Ansicht vertritt hier das deutsche Reichsstaatsrecht (Elsass- 
Lothringenschen Notverordnungen) Laband Bd. I S. 256 Note 2. 
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stand, der mit den früher dargestellten Lehrmeinungen zweifel- 
los verknüpft ist, dass nämlich ein gesetzloser Zustand auf 
einem Rechtsgebiete herbeigeführt wird. Die Notgesetzgebung 
ist aber gerade zu dem Zwecke eingeführt worden, um in 
Fällen, wo der Apparat der ordentlichen Gesetzgebung stockt, 
den Eintritt anarchischer Zustände zu vermeiden. Den 
Rechten des Parlamentes geschieht dadurch kein Abbruch ; 
ist es doch jederzeit in der Lage, durch einen einfachen Re- 
schluss eine ihm nicht genehme Notverordnung aus der Welt 
zu schaffen. 

3. Eine lebhafte parlamentarische Diskussion entspann 
sich über die Frage, ob eine Notverordnung zum Teile ge- 
nehmigt, zum Teile ausser Kraft gesetzt werden könne *). 
Eine kaiserliche Verordnung vom 17. Juli 1899 hatte verschie- 
dene indirekte Steuern neu geregelt; in einem besondern Ab- 
schnitte wurde die Zuckersteuer normiert, wobei eine ansehn- 
liche Erhöhung derselben verfügt wurde. Eine Gruppe von 
Abgeordneten stellte nun den Antrag, diesem Abschnitte der 
obigen kaiserlichen Verordnung die Genehmigung zu ver- 
sagen, die übrigen Teile der Notverordnung aber fortbestehen 
zu lassen. Gegen die rechtliche Zulässigkeit eines solchen 
Vorganges ergeben sich aber erhebliche Redenken. Das Par- 
lament befindet sich gegenüber dem provisorischen Gesetze 
in derselben Lage, wie der Monarch gegenüber einem von 
beiden Kammern übereinstimmend beschlossenen Gesetzent- 
w^urfe. Der letztere kann von der Krone entweder sanktio- 
niert oder verworfen werden, aber immer nur zur Gänze; 
eine teilweise Sanktion erscheint auch dann ausgeschlossen, 
wenn es sich um einen umfangreichen Gesetzentwurf handelt» 
der in verschiedene Abschnitte zerfallt. Rei der Notverord- 
nung ist nun dieser regelmässige Prozess der Gesetzgebung 
umgekehrt ; es gelten daher für den genehmigenden oder ver- 
werfenden Reschluss des Parlamentes die gleichen Grund- 
sätze wie sie bezüglich der königlichen Sanktion anerkannt 
sind. 

Dazu kommt aber noch ein weiteres Redenken. Es er- 
scheint unmöglich die Grenze zu fixieren, bis zu welcher eine 
Teilung des Inhaltes der Notverordnung durchgeführt werden 



1) Treffend hat schon Laband Bd. I S. 280 diese Frage verneint. 
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könnte. Soll die Genehmigung oder Ablehnung sich nur auf 
ganze Abschnitte des provisorischen Gesetzes oder auch auf 
einzelne Paragraphen desselben beziehen dürfen? Könnten 
vielleicht auch einzelne Sätze oder gar einzelne Worte aus- 
geschieden und dadurch der Sinn der Notverordnung voll- 
kommen verändert werden? Dadurch würde jedenfalls etwas 
zum definitiven Gesetze erhoben, was der Monarch bei der 
Erlassung des provisorischen Gesetzes nicht gewollt hat; es 
fehlt die für den Begriff eines konstitutionellen Gesetzes wesent- 
liche Uebereinstimmung der legislativen Faktoren. Noch 
komplizierter wird übrigens der Vorgang infolge des Zwei- 
kammersystems. Wäre die hier bekämpfte Ansicht richtig, 
so könnte der Fall eintreten, dass jede Kammer Abände- 
rungen an der Notverordnung vornimmt, welche verschiedene 
Teile derselben betreffen. Was von dem teilweise genehmig- 
ten provisorischen Gesetze noch übrig bliebe, würde unmög- 
lich als ein übereinstimmender Willensakt der legislativen 
Faktoren angesehen werden können. 

4. Die Notverordnungs-Aera in Oesterreich verlieh der 
schon früher in der Theorie viel erörterten Frage, ob die 
provisorischen Gesetze der richterlichen Prüfung unterstellt 
sind, hohe praktische Bedeutung. Sowohl der österreichische 
Verwaltungsgerichtshof als das Reichsgericht kamen in die 
Lage, zu dieser Frage Stellung zu nehmen, als von Seite be- 
schwerdeführender Staatsbürger sowohl die ursprüngliche 
Gültigkeit als die Fortdauer bestimmter Notverordnungen be- 
stritten wurde, insbesonders jener Verordnungen, welche in 
das Steuer- und Gebührenrecht eingegriffen haben. Die ge- 
nannten beiden Gerichtshöfe haben sich übereinstimmend zu 
der Anschauung bekannt, dass die Gültigkeit der kaiserlichen 
Verordnungen mit provisorischer Gesetzeskraft von den Ge- 
richten nicht überprüft werden könne. Sie stützen sich da- 
bei darauf, dass der § 14 des Staatsgrundgesetzes den Not- 
verordnungen Gesetzeskraft beilegt, dass sie daher auch hin- 
sichtlich des richterlichen Prüfungsrechtes so behandelt wer- 
den müssen wie die auf normalem Wege zustande gekom- 
menen Gesetze. 

In der Tat zeigt schon die Stellung, welche der § 14 in 
der Verfassung einnimmt — er schliesst sich unmittelbar an 
das Gesetzgebungsrecht des Reichsrates an — dass es sich 
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hier nicht um einen Akt der vollziehenden Gewalt, sondern 
um einen ausserordentlichen Fall der Gesetzgebung handelt 
Indem dem Parlamente die Prüfung und Genehmigung der 
Notverordnungen eingeräumt wurde, erscheint dadurch ein 
konkurrierendes Prüfungsrecht der Gerichte ausgeschlossen. 
Selbst die parlamentarische Genehmigung macht aus der Not- 
verordnung kein formelles »gehörig kundgemachtes Gesetz«; 
folgerichtig müssten daher die Vertreter der entgegengesetzten 
Ansicht den Gerichten auch in diesem Falle die Befugnis ein- 
räumen, eine Notverordnung als ungültig anzusehen. Damit 
wäre aber ein schwerer Konflikt zwischen* der richterlichen 
und der legislativen Gewalt geschaffen, ein Konflikt, der mit 
den Intentionen der österreichischen Verfassung in vollstem 
Widerspruche stehen würde. 

Haben demnach die Gerichte die Voraussetzungen einer 
kaiserlichen Verordnung mit provisorischer Gesetzeskraft nicht 
zu prüfen, insbesondere die Frage, ob eine dringende Not- 
wendigkeit vorlag, eine Anordnung dieser Art zu erlassen, so 
muss doch noch besonders untersucht werden, ob nicht etwa 
die nachträgliche Erlöschung der Notverordnungen in einem 
richterlichen Spruche festgestellt werden kann. Nach § 14 
erlischt nämlich die Gesetzeskraft dieser Verordnungen in 
zwei Fällen ; erstens wenn sie dem Reichsrate nicht recht- 
zeitig vorgelegt wurden und zweitens wenn sie die Genehmi- 
gung desselben nicht erhalten haben. Diese Tatsachen fest- 
zustellen sind die Gerichte aus dem Grunde befugt, weil hier 
nicht die ursprüngliche, durch die ordentliche Kundmachung 
erwiesene Gültigkeit in Frage steht. 

Freilich ergibt sich auch gegen diese in der österreichi- 
schen Theorie und Praxis herrschende Lehrmeinung ein ge- 
wisses Bedenken aus dem letzten Absätze des § 14, welcher 
lautet: »Das Gesamtministerium ist dafür verantwortlich, dass 
solche Verordnungen, sobald sie ihre provisorische Gesetzes- 
kraft verloren haben, sofort ausser Wirksamkeit gesetzt wer- 
den.« Darnach könnte es scheinen, dass die provisorischen 
Gesetze trotz des Eintrittes der oben angegebenen Resolutiv- 
bedingungen in Kraft bleiben bis sie von der Regierung 
ausdrücklich ausser Wirksamkeit gesetzt wurden. Die über- 
aus unglückliche, weil widerspruchsvolle Textierung des Ge- 
setzes scheint mir jedoch noch am ehesten einen Sinn zu er- 
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geben, wenn man annimmt, dass der Gesetzgeber die Ver- 
waltungsorgane durch den kaiserlichen Willensakt für gebun- 
den erachtete, bis eine ausdrückliche Aufhebung der Verord- 
nungen erfolgt ist, dass hingegen die unabhängigen Gerichte 
auch ohne einen solchen Akt die Erlöschung der Notverord- 
nungen festzustellen in der Lage sind. 
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